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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Börſeuordnung für die Börſe in Stettin. 


Burſenordnung 
für 
die Stettiner Bürſe 
in der Faſſung vom 15.23. Dezember 1896 und 


X Br 14. März 23. Oktober 1088 
der Nachträge vom 25. April 1899 und a, 10 
§ 1. 


Die Börſe ift die unter Genehmigung des Staates gebildete und unter Aufſicht der 
Vorſteher der Kaufmannſchaft ſtehende Verſammlung von Kaufleuten, Handelsmäklern, 


Schiffern und anderen Perſonen zur Erleichterung des Betriebs von Handelsgeſchäften. 


2. 

Zur Leitung der n und zur Handhabung der Ordnung wählen die 
Vorſteher der Kaufmannſchaft aus ihrer Mitte jährlich einen Börſenvorſtand, beſtehend aus 
zwei Börſen⸗Kommiſſarien und zwei Stellvertretern, deren Namen durch Auflage an der 
Börſe bekannt gemacht werden. 


8 3. 
Für Angelegenheiten des Handels mit Produkten der Landwirtſchaft und ihrer Neben⸗ 
gewerbe wird ein Vorſtand der Produktenbörſe eingeſetzt. Er beſteht: 
a) aus einer dem Bedürfnis entſprechenden Zahl von Mitgliedern der Korporation 
der Kaufmannſchaft, welche von den Vorſtehern jährlich gewählt und erforder⸗ 
lichenfalls im Laufe des Jahres ergänzt werden; 
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b) aus drei von der Landwirtſchaftskammer der Provinz Pommern nach näherer, 
im Einvernehmen mit dem Miniſter für Handel und Gewerbe zu erlaſſender 
Anweiſung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten auf je drei 
Jahre zu ernennenden Vertretern der Landwirtſchaft und der landwirtſchaftlichen 
Nebengewerbe und drei Stellvertretern für dieſe und aus zwei Vertretern der 
Getreidemüllerei oder anderer mit dem Geſchäftsverkehr an der Börſe in Be 
ziehung ſtehender Induſtriezweige, ſowie aus zwei Stellvertretern für dieſe, die 
der Miniſter für Handel und Gewerbe auf je drei Jahre zu ernennen befugt iſt. 


Zum Vorſitzenden des Vorſtandes der Produktenbörſe beſtellen die Vorſteher ein Mit- 
glied ihres Kollegiums. 
SA. 
Die Börſeneinrichtungen find für folgende Geſchäftszweige beſtimmt: 
1. den Handel mit allen im Zolltarif aufgeführten Waren, ſoweit ſie Gegenſtand 
des Großhandels ſind, 
2. das Geſchäft der See und Flußſchiffs⸗Reeder, der Schiffsagenten und der 
Kahnſchaffner, 
3. das Speditionsgeſchäft, 
4. das Transportverſicherungs⸗ und Feuerverſicherungsgeſchäft, 
5. den Handel mit Geld, Wechſeln und Wertpapieren. 


x 
Die Börſenverſammlungen finden täglich, außer an Sonn- und Feſttagen, von 12 bis 
1 Uhr mittags und am letzten Börſentage des Kalendermonats auch von 3 bis 4 Uhr 
nachmittags in dem von den Vorſtehern der Kaufmannſchaft beſtimmten Lokale ſtatt. 


§ 6. 
Der Zutritt zu den Börſenverſammlungen ſteht mit den Ausnahmen und unter den 
Bedingungen, welche nachfolgend aufgeführt ſind, jedermann frei. 


Ta 
Ausgeſchloſſen von den Börſenverſammlungen find: 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts, 
2. Perſonen, welche die Börſe etwa zu dem Handel fremden Zwecken beſuchen 
wollten, ſofern ſie nicht amtlich zum Beſuche der Börſe berufen ſind, 
. Berfonen, welche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
„Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt ſind, 
5. Perſonen, welche wegen betrügeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind, 
6. Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind, 
7. Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden, 
8. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
Ba Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuche der Börſe 
erkannt iſt, 
9. Perſonen, welche wegen Störung der Ordnung oder des Geſchäftsverkehrs zeit- 
weilig von der Börſe ausgeſchloſſen worden find. 

Die Ausſchließung dauert in den Fällen unter Nr. 3 und 4 bis zur Beſeitigung des 
Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter Nr. 7 fo lange, bis der Börſenvorſtand den 
Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber 
durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind, in dem Falle unter Nr. 6 bis zu 
demſelben Zeitpunkt, doch mindeſtens bis zum Ablaufe von ſechs Monaten, nachdem die 
Strafe verjährt, verbüßt oder erlaſſen iſt. Einer Perſon, die im Wiederholungsfall in 
Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs geraten iſt, muß der Zutritt mindeſtens für die Dauer 
eines Jahres verweigert werden, die unter Nr. 5 bezeichneten Perſonen bleiben dauernd 
ausgeſchloſſen. 

„Den Vorſtehern der Kaufmannſchaft bleibt vorbehalten, Beſchwerden über die in 
Gemäßheit des vorſtehenden Abſatzes von dem Börſenvorſtande getroffenen Anordnungen 
zu entſcheiden, ſowie in beſonderen Fällen bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe die 
Zulaſſung von Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ausſchließung vom Börſenbeſuche 
zu beantragen. 
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8. 

Der Beſuch der Börſe ift anderen als den in § 9 bezeichneten Perſonen nur gegen 
Entrichtung eines Beitrags zu den Koſten der Börſenverſammlungen geſtattet. Dieſer 
Beitrag beträgt: 

1. für Börſenbeſucher, welche in Stettin oder innerhalb einer Meile im Umkreiſe 

von Stettin ihren Wohnſitz haben: 
a) für ein Kalendervierteljahr achtzehn Mark, 
b) für ein Kalenderjahr ſechzig Mark; 
2. für Börſenbeſucher, deren Wohnſitz über eine Meile von Stettin entfernt iſt: 

a) für drei Tage eine Mark, 

b) für einen Kalendermonat zwei Mark, 

c) für ein Kalenderjahr achtzehn Mark 
und iſt an die Korporationskaſſe der Kaufmannſchaft zu Stettin zu zahlen. Als Beſcheini⸗ 
gung der Zahlung wird eine Einlaßkarte ausgeſtellt, die beim Eintritt in das Börſenlokal 
auf Erfordern vorzuzeigen iſt. 

Die Vorſteher ſind befugt, den Börſenbeſuch aller Mitglieder des Geſchäftsperſonals 
der Korporationsmitglieder und ſolcher Handelsgeſellſchaften, deren perſönlich haftende 
Geſellſchafter ſämtlich der Korporation angehören, oder der über eine gewiſſe Zahl hinaus⸗ 
gehenden Mitglieder jedes einzelnen Perſonals, von der Entrichtung des Höchſtbetrags von 
30 Mark für den Einzelnen und für das Kalenderjahr abhängig zu machen. Die bezügliche 
Beſtimmung iſt vier Wochen vor dem Inkrafttreten durch Aushang an der Börſe bekannt 
zu machen. 

§ 9. 

Von der Entrichtung der in § 8 feſtgeſetzten Börſenbeiträge find befreit: 

1. die Mitglieder der Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin; 

2. das Geſchäftsperſonal der Korporationsmitglieder und derjenigen Handelsgeſell 
ſchaften, deren ſämtliche perſönlich haftende Geſellſchafter der Korporation an⸗ 
gehören, ſo lange nicht die Vorſteher von der im letzten Abſatz des § 8 ihnen 
beigelegten Befugnis Gebrauch machen; 

. die vereidigten Kursmakler;“) 

die Gee- und Stromſchiffer; 

„Reichs und Staatsbeamte, die in amtlichem Auftrage die Börje beſuchen; 

die gemäß § 3b von der Königlichen Staatsregierung berufenen Mitglieder des 
Vorſtandes der Produktenbörſe. 

Fremden, welche im Ausland ihren Wohnſitz haben, iſt geſtattet, die Börſe koſtenfrei 
zu beſuchen, wenn ſie durch ein Mitglied der Korporation zu Stettin eingeführt werden 
und ihren Namen in das an der Börſe aufgelegte Fremdenbuch eintragen. 
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§ 10. 

Die Vorſteher der Kaufmannſchaft find befugt, zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und für, den Geſchäftsverkehr an der Börſe Anordnungen zu erlaſſen. 

Die Handhabung der Ordnung in den Börſenräumen liegt dem Börſenvorſtande (3 2) 
ob. Dieſer ift befugt, Perſonen, welche die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr an der 
Börſe ſtören, ſofort aus den Börſenräumen zu entfernen und mit zeitweiliger Ausſchließung 
von der Börſe bis zur Dauer von vier Wochen oder mit Geldſtrafe bis zu 500 Mark zu 
beſtrafen. Die Geldſtrafen fließen der Kaffe des kauſmänniſchen Handlungsarmen⸗Inſtituts 
zu. Die Ausſchließung von der Börſe kann mit Genehmigung der Vorſteher der Kaufmann⸗ 
ſchaft durch Anſchlag an der Börfe bekannt gemacht werden. 

Gegen die Verhängung der Strafen findet innerhalb acht Tagen die Beſchwerde an 
die Vorſteher der Kaufmannſchaft ſtatt. 

Perſonen, welche nach § 7 zum Börſenbeſuche nicht befugt find, werden beim Betreten 


der Börſenräume während der Börſenzeit ohne weiteres entfernt. 


8 11. 
Die Vorſteher der Kaufmannſchaft zu Stettin ſind das Ehrengericht für die Stettiner Börſe. 


1) Zu vgl. $ 14. 
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Für jeden derjenigen Handelszweige, für welche Börſenpreiſe amtlich feſtgeſtellt werden 
findet die Feſtſtellung an einem beſtimmten Platze innerhalb der Börſenräume unmittelbar 
nach Ablauf der Börſenſtunde, für Gegenſtände des Terminhandels außerdem am letzten 
Börſentage des Kalendermonats um 4 Uhr nachmittags ſtatt. 


S 

Die Feſtſtellung der Börſenpreiſe erfolgt für landwirtſchaftliche Produkte durch Re 
gulierungs⸗Kommiſſionen, für andere Handelsgegenſtände durch von den Vorſtehern der 
Kaufmannſchaft beſtellte einzelne Regulierungs⸗Kommiſſarien. 

Die Regulierungs⸗Kommiſſion für Getreide beſteht aus einem von den Vorſtehern der 
Kaufmannſchaft bezeichneten ſpeziell Sachkundigen aus der Zahl der von ihnen gemäß § 3a 
ernannten Mitglieder des Vorſtandes der Produktenbörſe und aus den gemäß § 3b berufenen 
Vertretern des landwirtſchaftlichen und des Müllereigewerbes. 

Die Regulierungs⸗Kommiſſion für Spiritus beſteht aus einem von den Vorſtehern der 
Kaufmannſchaft bezeichneten ſpeziell Sachkundigen aus der Zahl der von ihnen gemäß § 3a 
ernannten Mitglieder des Vorſtandes der Produktenbörſe und aus dem gemäß § 3b berufenen 
Vertreter des landwirtſchaftlichen Brennereigewerbes. 

Eine Regulierungs⸗Kommiſſion für Rübenzucker wird im Bedürfnisfall analog gebildet. 


§ 14. 

Zu der für die Preisfeſtſtellung gemäß § 12 angeſetzten Zeit verſammeln ſich die an 
dem Handelszweige, für welchen die Preisfeſtſtellung erfolgt, beteiligten Perſonen an dem 
dazu beſtimmten Platze um die Regulierungs⸗Kommiſſion oder den Regulierungs-Kommiſſar. 
Die erſtere oder der letztere erfordert von den Geſchäftsvermittlern wahrheitsgemäße Anzeige, 
zu welchen Kurſen Wechſel, Geldſorten und Wertpapiere, zu welchen Preiſen Waren zu 
haben geweſen ſind, was dafür geboten und bezahlt, und, inſofern es für die Preisfeft 
ſtellung erheblich, auf welche Summe oder Warenmenge tatſächlich abgeſchloſſen worden iſt. 
In zweifelhaften Fällen darf die Vorlegung der Handbücher der Geſchäftsvermittler, unter 
Verdeckung der Namen der Verkäufer und Käufer, verlangt werden.“) 

Die von den Kommiſſarien feſtgeſtellten Preiſe und Kurſe werden in das Börſenbuch 
eingetragen und von ihnen unterzeichnet. 


§ 15. 

a) Ju den zur Veröffentlichung gelangenden amtlichen Notierungen ſind die bei den 

verſchiedenen Getreidegattungen (Weizen, Roggen, Gerſte uſw.) nach Lage des 

Geſchäftsverkehrs an der Börſe hauptſächlich in Betracht kommenden Sorten 

nach Urſprung (Provenienz), Gattung, Qualitätsgewicht, Beſchaffenheit (Farbe, 

Trockenheit, Geruch) und Erntezeit (alte oder neue Ernte) zu bezeichnen. 

Die Beſtimmung über die hiernach in Betracht kommenden Sorten bleibt 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe nach Anhörung des Börſenvorſtandes 
vorbehalten. Bis zum Erlaſſe dieſer Beſtimmung erfolgt die Notierung nach 
beſtem Ermeſſen des Börſenvorſtandes. 

Für jede einzelne der gemäß der Beſtimmung unter a zur Notierung gelangenden 

Getreideſorten ſind außer dem höchſten und niedrigſten Preiſe, der dafür bezahlt 

worden iſt, ſoweit möglich, die gehandelten Mengen zu notieren. 

c) Hat in einzelnen der gemäß der Beſtimmung unter a in Betracht kommenden 
Sorten kein Umſatz ſtattgefunden, ſo iſt dies in der Kursnotiz zum Ausdrucke 
zu bringen. 

d) Inſoweit Getreidegeſchäfte keine derjenigen Sorten betreffen, für die eine be⸗ 
ſondere Notierung des Börſenpreiſes ſtattfindet, ſo iſt wenigſtens zwiſchen in- 
ländiſcher und ausländiſcher Provenienz, ſoweit möglich, zu unterſcheiden, z. B. 
„ſonſtiger inländiſcher Weizen“. 

e) Die Notierung eines wirklich gezahlten Preiſes darf nicht aus dem Grunde 
allein unterlaſſen werden, weil er der allgemeinen Lage des Geſchäftsverkehrs 


b 


= 


) Der Bundesrat hat durch Beſchluß vom 21. Januar 1897 genehmigt, daß an der Börje in Stettin 
die amtliche Feſtſtellung der Vörſenpreiſe ohne Mitwirkung von Kursmaklern erfolgt, und daß außer den im 
8 29 Abſ. 2 des Börſengeſetzes bezeichneten Perſonen die an dem Handelszweige, worin eine Preisfeſtſtellung 
erfolgen ſoll, beteiligten Kaufleute und Geſchäftsvermittler zur Preisfeſtſtellung zugelaſſen werden. 
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nicht entſpricht. Es iſt aber zuläſſig, durch einen kurzen Zuſatz auf etwaige 
beſondere Verhältniſſe hinzuweiſen, welche die Abweichung von der allgemeinen 
Preislage erklären. 

f) Nur die wirklich gezahlten Preiſe dürfen notiert werden. Die Notierung eines 
auf bloßer Schätzung beruhenden Preiſes iſt unzuläſſig. 


§ 16. 
Beſchwerden über die Preisfeſtſtellung ſind innerhalb 24 Stunden an die Vorſteher 
der Kaufmannſchaft ſchriftlich einzureichen und werden von letzteren ſpäteſtens an dem auf 
den Tag der Einreichung folgenden Börſentag entſchieden. 


$ 17. 

Die im Börſenbuche notierten Preiſe und Kurſe gelten als Markt- oder Börſenpreiſe. 
Sie werden durch Auflage an der Börſe bekannt gemacht und außerdem ſofort durch den 
Druck in mindeſtens einer der zu Stettin erſcheinenden Zeitungen veröffentlicht. 

Den Vorſtehern der Kaufmannſchaft ſteht die Erteilung von beglaubigten Auszügen 
aus dem Börſenbuch und von Zeugniſſen über die Feſtſtellung der Preiſe und Kurſe zu, 
und ſie ſind verpflichtet, auf Erfordern unentgeltlich die Kurszettel den ihnen von der 
Königlichen Staatsregierung bezeichneten Behörden mitzuteilen. . 


§ 18. 

Die Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere (§ 36 des Börſeugeſetzes, Reichsgeſetzbl. 1908, 
S. 215) beſteht aus ſechs Mitgliedern und vier Stellvertretern. Mindeſtens die Hälfte der 
Mitglieder und der Stellvertreter muß aus Perſonen beſtehen, die ſich nicht berufsmäßig 
am Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. Die Wahl erfolgt von drei zu drei Jahren 
durch die Vorſteher der Kaufmannſchaft aus den Mitgliedern der Korporation der Kauf- 
mannſchaft. Mitglieder der Zulaſſungsſtelle, die vor der regelmäßigen Neuwahl ausſcheiden, 
ſind aus der Zahl der Vertreter zu erſetzen; die Vertreter ſind durch Zuwahl zu ergänzen. 
Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig, wenn ſechs Mitglieder einſchließlich der an Stelle 
behinderter Mitglieder einberufenen Stellvertreter anweſend ſind und die Hälfte der An⸗ 
weſenden aus Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wert⸗ 
papieren beteiligen. 

Gegen Entſcheidungen der Zulaſſungsſtelle iſt die Beſchwerde an die Vorſteher der 
Kaufmannſchaft zuläſſig. 


§ 19. 

Die Zulaſſung von Waren oder Wertpapieren zum Börſenterminhandel ($ 50 des 
Börſengeſetzes) bedarf der Genehmigung durch die Vorſteher der Kaufmannſchaft. 

Beabſichtigt der Börſenvorſtand die Zulaſſung von Waren zum Börſenterminhandel, 
ſo iſt das Ergebnis der im § 50 Abſ. 3 des Börſengeſetzes vorgeſchriebenen Ermittelungen 
nebſt einer gutachtlichen Außerung der Vorſteher der Kaufmannſchaft dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe zur Mitteilung an den Reichskanzler einzureichen. a 

Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel ſetzt voraus, daß während 
eines längeren Zeitraums ein regelmäßiger Handel in den Wertpapieren an der Börſe 
ſtattgefunden hat und daß erhebliche wirtſchaftliche Bedenken nicht entgegenſtehen. „Min 
deſtens zwei Wochen, bevor der Börſenvorſtand eine Zulaſſung beſchließt, muß der Gegen⸗ 
ſtand der Beſchlußfaſſung durch Aushang an der Börſe und Veröffentlichung in der Preſſe 
bekannt gemacht werden. 

Die Zurücknahme der Zulaſſung (§ 50 Abi. 1 Satz 2 des Börſengeſetzes) kann ins⸗ 
beſondere erfolgen, wenn ein erheblicher Börſenterminhandel nicht ſtattfindet. 

Beſchlüſſe über Zulaſſung zum Börſenterminhandel und Zurücknahme der Zulaſſung 
ſowie die für den Börſenterminhandel feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen (§ 50 Abſ. 2 des 
Börſengeſetzes) ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe mitzuteilen. 


20. 
Offentliche Bekanntmachungen werden durch Auslegen oder Aushang an der Börſe 
bewirkt. 
Soweit dergleichen Bekanntmachungen nicht von den Vorſtehern der Kaufmannſchaft 
ſelbſt ausgehen, darf die Veröffentlichung nur mit ſchriftlicher Genehmigung der Vorſteher, 
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des Obervorſtehers oder eines Börſenkommiſſars erfolgen. Die Vorſteher find aber ver- 

pflichtet, ſolchergeſtalt ſogleich bekannt zu machen, was ihnen von Reichs, Landes- oder 

ſtädtiſchen Behörden zur Bekanntmachung zugefertigt wird, und die erfolgte Bekanntmachung 
zu beſcheinigen. 

Sa 
An Koſten find an die Korporationskaſſe zu entrichten: 

a) für die Erteilung von beglaubigten Auszügen aus dem Börſenbuch und von 

Zeugniſſen über die Feſtſtellung der Preiſe und Kurſe für jeden angefangenen 

Bogen außer dem Stempelbetrage . ge 0, Mark, 

b) für die Auflage einer Bekanntmachung an der Börſe und die Benachrichtigung 

von der erfolgten Auflage . N 1,50 Mark. 


Betr. Börſenordunng für die Börſe in Magdeburg. 
Bürſenordnung für die Vürſe in Alagdeburg. 


Se 
Die Börſe in Magdeburg hat den Zweck, Termingeſchäfte in Rohzucker zu ermöglichen. 
Auf die Magdeburger börſenartigen Verſammlungen, die nicht als Börſen im Sinne 
des Börſengeſetzes anzuſehen ſind, finden die von der Handelskammer zu Magdeburg er⸗ 


laſſenen beſonderen Beſtimmungen Anwendung. 


2 
Die unmittelbare Aufſicht über die Börſe in Magdeburg ſteht der Handelskammer 
als Börſen⸗Aufſichtsbehörde zu. 


S S 
Die Börſenverſammlungen finden täglich mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage zu 
den von der Handelskammer beſtimmten und öffentlich bekannt gegebenen Stunden im 
Hauſe der Handelskammer ſtatt. Die Handelskammer iſt befugt, die Börſenverſammlungen 
in andere Räume zu verlegen, ſowie die Verſammlungen an einzelnen Tagen ausfallen 
zu laſſen. 
84. 
Die Börſenleitung überträgt die Handelskammer einem Börſenvorſtande. 
Der Börſenvorſtand ſetzt ſich wie folgt zuſammen: 

a) aus ſieben (oder mehr) von der Handelskammer alljährlich gewählten Mit 
gliedern, von denen mindeſtens zwei Vertreter der Raffinerieinduſtrie fein 
müſſen. Dieſe Mitglieder find zugleich die Börſenkommiſſare; 

b) aus zwei Vertretern der Rohrzuckerfabrikation und zwei Stellvertretern, die der 
Miniſter für Handel und Gewerbe nach Anhörung der Handelskammer zu 
Magdeburg auf je drei Jahre zu ernennen befugt ift; 

c) aus einem Vertreter der Landwirtſchaft oder der landwirtſchaftlichen Neben 
gewerbe und einem Stellvertreter, die von der Landwirtſchaftskammer der 
Provinz Sachſen nach näherer im Einvernehmen mit dem Miniſter für Haudel 
und Gewerbe erlaſſenen Anweiſung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten auf je drei Jahre ernannt werden. 

Die Namen der Mitglieder des Börſenvorſtandes werden durch Aushang an der 
Börſe bekannt gemacht. 
, 3 
Der Börſenvorſtand ift befugt, Perſonen, die die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr 
an der Börſe ſtören, von der Börſe bis zu 6 Monaten auszuſchließen oder mit Geldſtrafe 
bis zu 300 % zu belegen. Die Geldſtrafen ſind von der Handelskammer für Zwecke der 
Börſe zu verwenden. 
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Gegen die Verhängung der Strafen durch den Börſenvorſtand kann innerhalb einer 
Woche Beſchwerde bei der Handelskammer erhoben werden. Die Ausſchließung von der 
Börſe kann mit Genehmigung der Handelskammer durch Anſchlag an der Börſe bekannt 
gemacht werden. 

Jeder Börſenkommiſſar iſt befugt, Perſonen, die die Ordnung oder den Geſchäfts⸗ 
verkehr an der Börſe ſtören, ſofort aus den Börſenräumen zu entfernen, und Perſonen, die 
ſich zu Zwecken an der Börfe einfinden, die mit deren Ordnung oder Geſchäftsverkehr un- 
vereinbar ſind, den Zutritt zu unterſagen. 


6. 
Der Börſenvorſtand ſetzt die Geſchäftsbedingungen für den Börſenterminhandel in 
Rohzucker feſt. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung durch die Handelskammer. Die 
genehmigten Beſchlüſſe ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe einzureichen. 


7 


bs 
Der Zutritt zu den Börſenverſammlungen jteht, ſoweit nicht im nachſtehenden Aus- 
nahmen zugelaſſen find (§ 12, 13), nur den Inhabern von Eintrittskarten zu. Die Ein⸗ 
trittskarten werden durch die Handelskammer oder einen von der Handelskammer eingeſetzten 
Ausſchuß entweder als Börſenkarten ($ 8) oder als Handlungsgehilfenkarten (§ 9) oder 
als Ausweiskarten (§ 10) ausgeſtellt. Jede Karte ift nur für diejenige Perſon gültig, auf 
deren Namen ſie lautet. 


8. 

Die Börſenkarte berechtigt, an der Sch Geſchäfte der im $ 1 bezeichneten Art ab 
zuſchließen oder zu vermitteln. Sie iſt denjenigen Perſonen zu erteilen, welche auf ihren 
ſchriftlichen Antrag von der Handelskammer oder dem Ausſchuß der Handelskammer zum 
Börſenbeſuch mit der Befugnis zur Teilnahme ant Börſenhandel dauernd zugelaſſen ſind. 

Der Antragſteller muß als Inhaber einer Handelsfirma, als Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, als Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft, als perſönlich haftender 
Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, als Ge⸗ 
ſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder als Prokuriſt in das Handels⸗ 
regiſter oder als Vorſteher einer eingetragenen Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter 
eingetragen ſein. In geeigneten Fällen, insbeſondere bei Perſonen, die nach § 53 Abſ. 2 
Nr. 1 des Börſengeſetzes Börſentermingeſchäfte abſchließen können, kann die Handelskammer 
oder der von ihr eingeſetzte Ausſchuß von dieſer Vorausſetzung abſehen. Handlungsbevoll⸗ 
mächtigte dürfen eine Börſenkarte nur erhalten, wenn ſie im Beſitz einer ſchriftlichen 
Vollmacht der von ihnen vertretenen Firma zum Abſchluſſe von Warentermingeſchäften 
ſind und dieſe Vollmacht bei der Handelskammer oder einer von ihr bezeichneten Stelle 
hinterlegen. 1 

Perſonen, deren Geſchäftsbetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinaus 
geht, iſt die Zulaſſung auch dann zu verſagen, wenn ſie in das Handelsregiſter eingetragen 
ſind. Das gleiche gilt von den Prokuriſten ſolcher Perſonen. 


Handlungsgehilfenkarten können den Handlungsgehilfen, Volontären und Lehrlingen, 
die im Dienſte einer der im § 8 bezeichneten Perſonen oder Geſellſchaften ſtehen, auf deren 
Antrag erteilt werden. Die Karten haben nur für ein Kalenderjahr Gültigkeit. Die In⸗ 
haber dürfen an der Börſe Geſchäfte nur für und im Namen ihrer Geſchäftsherren ab- 
ſchließen. Zuwiderhandlungen berechtigen die Handelskammer, die Karte ſofort zu entziehen. 


§ 10. 

Ausweiskarten können Berichterſtattern der Preſſe, Perſonen, die ein dem Börfen- 
handel dienendes Hilfsgewerbe betreiben, uſw. erteilt werden. Die Karte berechtigt nicht 
zur Teilnahme am Börſenhandel. Sie kann jederzeit durch die Handelskammer entzogen 
werden. Die Entziehung muß erfolgen, wenn der Inhaber am Börſengeſchäfte teilnimmt. 


NER 
Ohne Erteilung einer Eintrittskarte, jedoch höchſtens dreimal halbjährlich, dürfen ein- 
wandsfreie volljährige Perſonen durch Inhaber einer Börſenkarte eingeführt werden, nachdem 
der Name des Einführenden ſowie Name und Stand des Eingeführten in das ausliegende 
Fremdenbuch eingetragen ſind. 
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8 12. 

Die am Börfengefchäft nicht teilnehmenden Mitglieder und Beamten der Handels⸗ 
kammer bedürfen keiner Eintrittskarte. 

8 18. 

Die Handelskammer iſt berechtigt, von den Börſenbeſuchern für die Ausſtellung der 
Eintrittskarten ſowie für die Benutzung der Börſenräume und der Börſeneinrichtungen 
Beiträge zu erheben und für das nicht pünktliche Innehalten der Börſenzeit eine beſondere 
Gebühr zu fordern. 


§ 14. 
Die Beſucher der Börſe ſind verpflichtet, ſich nach den Beſtimmungen dieſer Börſen⸗ 
ordnung, die in einem Abdruck im Börſenlokal öffentlich ausgehängt wird, zu richten. 


Ss 15. 
Bekanntmachungen dürfen nur mit Zuſtimmung der Handelskammer durch Auslegen 
oder Aushängen an der Börſe veröffentlicht werden. 


§ 16. 1 
Das Ehrengericht (§ 9, 10 des Börſengeſetzes) beſteht aus je fünf alljährlich von der 
Handelskammer aus ihren Mitgliedern gewählten Richtern und ſtellvertretenden Richtern. 
Über Vorſitz und Protokollführung trifft die Handelskammer Verfügung. 


7. 

Das Ehrengericht wird von ſeinem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter einberufen. 
Es entſcheidet in einer Zahl von fünf Richtern. Für verhinderte oder nach den Vorſchriften 
der Strafprozeßordnung ausgeſchloſſene oder abgelehnte Richter werden die ſtellvertretenden 
Richter nach der Reihenfolge ihrer Wahl einberufen; über die Frage der Ausſchließung oder 
Ablehnung einzelner Richter entſcheidet die Handelskammer. 
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N 10. x 
Die rechtskräftigen oder für ſofort wirkſam erklärten Entſcheidungen des Ehrengerichts 
ſind dem Börſenvorſtande mitzuteilen. 


§ 19. 

Wird der Inhaber oder Vertreter einer Firma durch Entſcheidung des Ehrengerichts 
oder durch Beſchluß der Handelskammer vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen, ſo können durch 
Beſchluß der Handelskammer auch die übrigen Inhaber, Vertreter oder Angeſtellten der 
Firma ausgeſchloſſen werden. 

Perſonen, die ſich wegen einer mit entehrender Strafe bedrohten Handlung in gericht⸗ 
licher Unterſuchung befinden, können durch Beſchluß der Handelskammer vom Börſenbeſuch 
ausgeſchloſſen werden. 

Durch die Ausſchließung ſowie beim Eintreten eines der im § 7 Abſ. 1 Nr. 2 bis 7 
des Börſengeſetzes bezeichneten Ausſchließungsgründe verliert eine bereits ausgeſtellte Ein⸗ 
trittskarte die Gültigkeit. Nach Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes kann die Erteilung 
einer neuen Eintrittskarte nach dem Ermeſſen der Handelskammer oder ihres Ausſchuſſes 
verſagt werden. 


Notierungen der Terminpreiſe von Rahzucker. 
§ 20. 

Zu der von der Handelskammer beſtimmten Zeit findet zur Feſtſtellung der an der 
Börſe bezahlten Preiſe und der Brief und Geldkurſe unter dem Vorſitz eines Börjen- 
kommiſſars und unter Mitwirkung der anderen anweſenden Mitglieder des Börſenvorſtandes 
eine Zuſammenkunft der ſämtlichen von der Handelskammer zu den Notierungen zugelaſſenen 
Vermittler ſtatt. 

Die Handelskammer beſtellt dieſe Vermittler nach vorheriger Anhörung des Deutſchen 
Zucker⸗Export⸗Vereins und der Magdeburger Liquidationskaſſe, Geſellſchaft m. b. H., unter 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs. 
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Die Vermittler haben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen Mitteilung über die abge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäfte zu machen; in zweifelhaften Fällen iſt der leitende Börſenkommiſſar 
befugt, von den Vermittlern die Vorlegung der Handbücher (jedoch mit Verdeckung der 
Namen der Auftraggeber) zu verlangen.“) 


Sera 

Auf Beſchluß der Handelskammer kann an der Börſe zu einer beſtimmten Zeit ein 
Call abgehalten werden. 

22 

Es werden an der Rohzuckerterminbörſe Terminpreiſe für Rohzucker I. Produkt, und 
zwar Tranſitpreiſe Grundlage 880/9 Rendement, frei an Bord Hamburg, unter Angabe der 
Lieferungsmonate leinſchließlich Sack) notiert. 

Nur für Geſchäfte, die in der Börſenzeit und an der Börſe durch die von der Handels⸗ 
kammer ernannten Vermittler und auf Grund der von dem Börſenvorſtande feſtgeſetzten 
und von der Handelskammer genehmigten Geſchäftsbedingungen abgeſchloſſen worden ſind, 
kann ein Anſpruch auf Berückſichtigung bei der amtlichen Feſtſtellung der Börſenpreiſe 
erhoben werden. 

Die Mindeſtmenge, die gehandelt wird, ift 500 Sack (= 50 000 kg); jede gehandelte 
Menge muß durch 500 teilbar ſein. 

Gebote und Angebote müſſen, um bei der Geld- oder Briefnotierung berückſichtigt 
werden zu können, eine genügende Zeit vor der Preisfeſtſtellung durch den Makler behandelt 
und bis zur Zeit der Notierung gültig geweſen ſein. 


§ 23. 
Es iſt bei der Feſtſetzung der Notierungen geſtattet, abgeſchloſſene Geſchäfte ſowie 
Gebote und Angebote, bei denen beſondere Umſtände obwalten, unberückſichtigt zu laſſen. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den bei der Notierung mitwirkenden Mit⸗ 
gliedern des Börſenvorſtandes entſcheidet die Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des den Vorſitz führenden Börſenkonnniſſars den Ausſchlag. 


24. 

Die nach Maßgabe der §§ 20—23 feſtgeſetzten Notierungen werden in das dazu 
beſtinunte Notierungsbuch eingetragen und von dem leitenden Börſenkommiſſar und einem 
Vermittler unterſchrieben. Der Notierung muß eine kurze Bemerkung über die Stimmung 
des Marktes beigefügt werden. Die Notierungen werden in zwei von der Handelskammer 
beſtimmten Zeitungen veröffentlicht. 

2 
Beſchwerden über Preisfeſtſtellungen ſind binnen 24 Stunden an die Handelskammer 
zu richten. 

26. 

Die Handelskammer iſt berechtigt, zu dieſer Börſenordnung Ausführungsvorſchriften 
zu erlaſſen. 

le 
Dieſe Börſenordnung tritt am 1. Dezember 1908 in Kraft. 


Magdeburg, am 27. Oktober 1908. 


Die Handelskammer. 
(Unterſchriften.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird hierdurch genehmigt. 
Berlin, am 13. November 1908. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb 10 612. gez. Dr. Neuhaus. 


1) Der Bundesrat hat genehmigt, daß für die Börſe in Magdeburg zur Mitwirkung bei der amtlichen 
Feſtſtellung des Börſenpreiſes im Terminhandel mit Rohzucker an Stelle der Kursmakler andere geeignete 
Hilfsperſonen nach näherer Beſtimmung der Landesregierung von den Börſenorganen beſtellt werden. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Tiefladelinie der Seeſchiffe in ſpauiſchen Häfen. 

Nach einer Verordnung des Königlich Spanischen Marineminiſteriums vom 27. Sep- 
tember 1904, veröffentlicht im Dezember 1907, wird Schiffen aller Nationalitäten das 
Auslaufen aus ſpaniſchen Häfen nicht geſtattet, wenn fie die Maximal-Ladelinie über- 
ſchritten haben. Durch Königliche Ordre vom 2. Juli d. J., veröffentlicht im „Diario 
oficial“ des ſpaniſchen Marineminiſteriums Nr. 150, ift nunmehr angeordnet worden, daß 
die Tiefladelinie, wie ſie durch die deutſche Seeberufsgenoſſenſchaft feſtgeſetzt worden iſt, in 
Spanien als geſetzliche anerkannt werde und daß Punkt 4 der Verordnung vom 27. Sep- 
tember 1904 als in dieſem Sinne erweitert gelten ſolle. 


3. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. Verkehr mit Butter, Margarine und Pflanzenfetteu. 
Berlin, den 17. November 1908. 

Die Frage, ob gelbgefärbtes, ſonſt reines Pflanzenfett, insbeſondere Kokosnußfett, 
wie es von verſchiedenen Fabriken auf den Markt gebracht wird, nach § 1 Abſ. 2 des 
Geſetzes, betreffend den Verkehr mit Butter uſw., vom 15. Juni 1897 (RGBl. S. 475) als 
Margarine zu betrachten iſt, hat von ſeiten der Gerichte eine verſchiedene Beurteilung er— 
fahren. Daß die bezeichnete Ware als „Zubereitung“ anzuſehen iſt, ſcheint allgemein an- 
erkannt zu werden und kann auch begründeten Zweifeln ebenſowenig unterliegen, wie die 
Auffaſſung, daß der Wortlaut und der Sinn des Geſetzes nicht hindern, eine Zubereitung 
unter den Begriff „Margarine“ zu ſtellen, deren Fettgehalt ausſchließlich anderen Stoffen 
als Milch entſtammt. Dagegen gehen die Urteile darüber auseinander, ob gelbgefärbtes 
Pflanzenfett der Milchbutter oder dem Butterſchmalz „ähnlich“ ift. Die Verſchiedenheit der 
Beurteilung mag teilweiſe darauf zurückzuführen ſein, daß es ſich um eine Tatfrage handelt, 
die je nach der Lage des Falles entſchieden werden muß, teilweiſe beruht ſie aber auf der 
Verſchiedenheit der Geſichtspunkte, von denen aus die Löſung der Frage unternommen wird. 

Über dieſe Verſchiedenheit klagen die Gewerbetreibenden u. E. mit Recht und es er— 
ſcheint uns geboten, Einheitlichkeit herbeizuführen. 

Die geeignete Grundlage dürfte in den vom Reichsgerichte durch Entſcheidung vom 15. Ja- 
mar 1906 gebilligten Ausführungen eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 2. Auguft 
1905 gegeben ſein, die darin gipfeln, daß für den Begriff der Ahnlichkeit in der Hauptſache die 
äußeren Merkmale, d. i. Farbe und Konſiſtenz des Fettes, in Betracht kommen, und zwar ſo, 
daß eine Fettzubereitung, deren Ausſehen eine Verwechslung mit Butter oder Butterſchmalz 
durch das Publikum ermöglicht, als butter- und butterſchmalzähnlich auch dann betrachtet 
werden muß, wenn bezüglich des Geſchmacks und Geruchs Verſchiedenheit wahrnehmbar iſt. 

Hierbei ift bezüglich der Feſtſtellung der Konſiſtenz zu beachten, daß dieſe bei Kokos⸗ 
nußfett weſentlich von dem Wärmegrade der Aufbewahrungsräume abhängig ift und daß 
ebenſo die Konſiſtenz der Butter und des Butterſchmalzes bedeutenden Schwankungen aus⸗ 
geſetzt iſt. Unerheblich iſt es daher auch, ob gelbgefärbtes Kokosnußfett als gleichmäßig 
erſtarrte Fettmaſſe oder in abſichtlich mechaniſch ſtreichfähig gemachter Form vorliegt. 

Was Geruch und Geſchmack anbetrifft, die bei Kokosnußfett ſehr wenig ausgeſprochen 
ſind und bei Butter und Butterſchmalz je nach ihrer Art und ihrem Wärmegrade ſtark 
ſchwanken, ſo iſt zu berückſichtigen, daß das Publikum beim Einkaufe häufig nicht in der 
Lage iſt, die feilgebotenen Waren nach dieſer Richtung ſorgfältig zu prüfen, und daß ſogar 
eine derartige Prüfung zum Verkauf ausgelegter Waren vielfach aus Reinlichkeitsgründen 
durch Polizeiverorduung verboten ift oder von den Verkäufern nicht geduldet wird. 

Ew. Hochwohlgeboren erſuchen wir, die mit dem Vollzuge des Geſetzes vom 15. Juni 
1897 betrauten Behörden und Unterſuchungsanſtalten anzuweiſen, in künftigen Fällen nach 
den angegebenen Geſichtspunkten zu verfahren. 


Der Minifter Der Der Miniſter Der Miniſter 
ür Juſtiz⸗Miniſter für Landwirtſchaft, der geiſtlichen, Unter⸗ 
Handel und Gewerbe. In Vertretung. Domänen und Forſten. richts- und Medizinal⸗ 
Im Auftrage. Küntzel. Im Auftrage. Angelegenheiten. 
Luſensky. Küſter. Im Auftrage. 


IIb 9787 M. f. H. u. G. — I 401 J. M. — IA me 8086 M. f. L. — M. 8355 1 M. d. g. A. Förſter. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Polizeiverorduung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtuͤhlen). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 27. November 1908. 

Nach dem in Nr. 7 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbe⸗Verwaltung für 
1908 Seite 91 ff. veröffentlichten Normalentwurf einer Polizeiverordnung, betreffend die 
Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen), nebſt Anlagen und Ausführungs⸗ 
anweiſung ſind von den Oberpräſidenten 


zu Königsberg unter dem 3. Juni d. Is., zu Magdeburg unter dem 25. April d. 38., 


Danzig - - 28. April - Schleswig = „ 18 E 
Potsdam = = Br All = ve Hannover - 16 ar = - 
- Stettin - - 15. Mai = - Münfter z = 30, Bill e 
Poſen z = Je Sal > CEaſſel - 9. Mai 
Breslau E = 22. Sin Coblenz - „ 4 Juli = 


und von dem Polizeipräſidenten in Berlin unter dem 11. September d. 33., 


abgeſehen von den nachſtehend aufgeführten Anderungen, gleichlautende Verordnungen 
erlaſſen worden. Für den Regierungsbezirk Sigmaringen ſteht der Erlaß der Verordnung 
noch aus. 

In der Verordnung für die Provinz Schleſien lauten die beiden erſten Sätze in § 36 
Abſ. I der Verordnung: „Perſonenaufzüge find mit Ausnahme von kleinen Aufzügen (§ 4, III), 
von Bremsfahrſtühlen in kleinen Getreidemühlen (§ 21), von Bauaufzügen und ähnlichen, 
vorübergehenden Zwecken dienenden Aufzügen in längſtens zweijährigen Friſten durch den 
zuſtändigen Sachverſtändigen einer wiederkehrenden Unterſuchung zu unterwerfen. Hierbei 
iſt die Anlage in derſelben Weiſe wie bei der Abnahme zu prüfen.“ Der dritte Satz fällt 
fort. Dementſprechend find die in der Anlage 3 der Verordnung vorgeſehenen Gebühren 
zu II 1 und 2 zweite Spalte (Laſtenaufzug) geſtrichen worden. 

In der Verordnung für den Landespolizeibezirk Berlin ift im § 37 (Sachverſtändige) 
Abſ. 1 als Ziffer 3 eingeſchoben: „bei Bauaufzügen durch die Vorſteher der Königlichen 
Bauinſpektionen bezw. deren Vertreter“; Ziffer 3 des Normalentwurfs hat die Nummer 4 
erhalten. 

Von dem Oberpräſidenten in Caſſel und dem Polizeipräſidenten in Berlin iſt unter 
dem 15. und 26. September d. Is. § 7 der Ausführungsanweiſung zu der Verordnung 
gemäß dem Erlaſſe vom 31. Auguſt d. Is. (HMBl. S. 321) abgeändert und ergänzt. 


Im Auftrage. 
III. 818: 1. Neumann. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Meiſterprüfungen im Hufbeſchlaggewerbe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. November 1908. 


Auf Grund des letzten Abſatzes des § 133 der Gewerbeordnung (in der Faſſung des 
Geſetzes vom 30. Mai 1908, RGBl. S. 356) habe ich die Prüfungen an der Anſtalt zur 
Ausbildung von Hufbeſchlaglehrmeiſtern zu Charlottenburg den Meiſterprüfungen im Huf- 
beſchlaggewerbe gleichgeſtellt. 

Im Auftrage. 
IV. 13 078 II Ang Dr. Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Sonntagsruhe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Dezember 1908. 

Unter Hinweis auf unſeren Erlaß vom 19. Dezember 1899 (HM Bl. 1905 S. 328) 
ermächtigen wir Sie, auf Grund der Vorſchrift zu Ziffer 174 der Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 zu geſtatten, daß am Sonntag, den 27. De⸗ 
zember d. J., Arbeiter in Zeitungsdruckereien mit ſolchen Arbeiten, die zur Herſtellung der 
Morgenausgabe einer Zeitung für Montag, den 28. Dezember d. J., erforderlich find, 
jedoch früheſtens von 6 Uhr abends ab beſchäftigt werden. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, 
für Handel und Gewerbe. In Vertretung. Unterrichts- und Medizinal⸗ 
In Vertretung. Holtz. Angelegenheiten. 
Dr. Richter. Im Auftrage. 
III 8249 M. f. H. u. G. — IIb 5168 M. d. J. — GI 2825 M. d. g. A. v. Chappuis. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Bauhandwerker⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Berlin, 

2. Neue Krankenkaſſe der vereinigten Brüderſchaft für Oſterode und Freiheit (E. H.), 

3. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe des ſelbſtändigen Gewerkvereins der Schneider- und 

Berufsgenoſſen zu Königsberg i. Pr. (E. H.), 

4. Seb ie und Begräbnis⸗Kaſſe (Eintracht) (E. H.), Frankfurt a. M.⸗ 

eckbach, 

5. Krankenkaſſe für Angeſtellte im Handelsgewerbe zu Hildesheim (E. H.), 

6. Bergiſche Kranken⸗ und Sterbe⸗Auflage (E. H.) in Wüſtenhof. 

Berlin, den 9. Dezember 1908. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 9315 U. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der Haus wirtſchaftskunde. 

Im Jahre 1909 ſind zur Prüfung von Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde in 
Danzig folgende Termine anberaumt worden: 

a) Frühjahrstermin: ſchriftlich am 29. und mündlich am 30. und 31. März; 
b) Herbſttermin: ſchriftlich am 27. und mündlich am 28. und 29. September. 

Die Anmeldung zur Prüfung hat ſpäteſtens zwei Monate vor dem Prüfungstermine 
bei demjenigen Königlichen Provinzial⸗Schul⸗Kollegium zu erfolgen, in deffen Amtsbereich 
die Bewerberin ausgebildet worden iſt oder ihren Wohnſitz hat. 

Der Anmeldung find die im § 4 der Prüfungsordnung vom 18. Mai 1908 (HM Bl. 
S. 242) aufgeführten Schriftſtücke beizufügen. 

Die Prüfungen für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde in Poſen ſind im Jahre 

1909 auf den 8. März und 17. September feſtgeſetzt worden. 


391 


Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten. 


Die Termine für die im Jahre 1909 ſtattfindenden Prüfungen für Lehrerinnen der 
weiblichen Handarbeiten ſind feſtgeſetzt worden: 
in Danzig: l i 
auf den 26. (ſchriftlich) und 27. März (mündlich) ſowie auf den 24. (ſchriftlich) 
und 25. September (mündlich), 
in Poſen: 
auf den 17. März und den 10. September. 
Die Anmeldungen zur Prüfung haben ſpäteſtens zwei Monate vor dem Prüfungs: 
termine bei dem Königlichen Provinzial⸗Schul⸗Kollegium zu erfolgen unter Beifügung der 
im $4 der Prüfungsordnung vom 18. Mai 1908 (HMBl. S. 242) aufgeführten Schriftſtücke. 


Betr, Lehrperſonal an Fortbildungsſchulen für das weibliche Geſchlecht. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Dezember 1908. 

Für die Heranziehung des Lehrperſonals an den ſtaatlichen und den vom Staate 
unterſtützten hauswirtſchaftlichen, gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen für 
die weibliche Jugend zur Erteilung des Unterrichts beſtimme ich im Einverſtändnis mit 
dem Herrn Finanzminiſter, daß die wöchentlichen Pflichtſtunden fortan wie folgt zu be⸗ 
meſſen ſind: 

1. für die Vorſteherinnen in der Regel auf wenigſtens 6 Stunden; 
2. für die Lehrerinnen, und zwar: 
a) für Handels- und wiſſenſchaftliche Lehrerinnen auf 22 Stunden; 
b) für Koch- und Haushaltungslehrerinnen auf 24 Stunden; 
e) für andere techniſche Lehrerinnen (3. B. für Schneidern, Wäſcheanfertigen, 
Zeichnen u. dergl.) auf 28 Stunden. 

Daneben haben die Lehrerinnen noch den Inſpektionsdienſt, d. h. die Beaufſichtigung 
der Schülerinnen in Internaten während der ſchulfreien Zeit, zu übernehmen, ſoweit hierfür 
nicht in anderer Weiſe geſorgt iſt. 

Sie wollen die Schulvorſtände und Leiterinnen der in Betracht kommenden Anſtalten 
auf dieſe Beſtimmungen hinweiſen und ihre Durchführung in geeigneter Weiſe überwachen. 


Im Auftrage. 
IV 13 223. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Fachſchulen. 


Bekanntmachung, betr. Prüfungen für die Aufnahme in höhere Maſchinenbauſchulen. 


Die nächſten Prüfungen zum Nachweiſe der für die Aufnahme in die höheren Maſchinen⸗ 
bauſchulen erforderlichen Kenntniſſe — ſiehe den Erlaß vom 19. November 1901 und die 
Vorſchriften über die Organiſation der Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchulen von demſelben 
Tage unter IVa (HMBl. S. 305 und 333ff.) ſowie die Vorſchriften, betr. Zweckbeſtimmung 
und Aufnahmebedingungen, vom 5. November 1907 zu Ale (HM Bl. S. 381) werben 
ſtattfinden: 
an den vereinigten Maſchinenbauſchulen in Cöln an 28. Januar 1909 und an den folgen. 

den Tagen 
s = an vom 28. bis 30. Januar, 
2 s - - Elberfeld-Barmen am 11. Januar, 
D: a z Magdeburg vom 18. bis 22. Janıar, 
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an der höheren Maſchinenbauſchule in Aachen vom 28. bis 30. Januar, 
A oe = Altona vom 11. bis 14. Januar, 

= - - Breslau vom 18. bis 20. Januar, 

= = = - Boien am 25. und 26. Januar, 

= = - Stettin vom 14. bis 16. Januar, 

an der höheren Schiff- und Maſchinenbauſchule in Kiel vom 18. bis 23. Januar, 
an der Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchule in Duisburg vom 11. bis 13. Januar, 
= z = = Gleiwitz vom 20. bis 23. Januar, 
an der Maſchinenbauſchule in Görlitz am 18. und 19. Januar. 


Die Prüfungen können an irgend einer der vorgenannten Anſtalten abgelegt werden, 
gleichviel in welche höhere Maſchinenbauſchule der Prüfling einzutreten beabſichtigt. 
Meldungen zu den Prüfungen ſind ſpäteſtens vierzehn Tage vor deren Beginn bei der 
Direktion der Anſtalt, an welcher die Prüfung abgelegt werden ſoll, in vorgeſchriebener 


Weiſe (vergl. die erſterwähnten Vorſchriften) einzureichen. 
Berlin, den 8. Dezember 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Dönhoff. 


„ „6 M 
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